
NR. 139/2017 | 20. März 2017

IMPRESSUM
HERAUSGEBER CHRISTINE LAMBRECHT, MDB REDAKTION ALBRECHT VON WANGENHEIM
TELEFON (030) 227-522 82 / (030) 227-511 18
E-MAIL PRESSE@SPDFRAKTION.DE

TEXT KANN IM INTERNET UNTER WWW.SPDFRAKTION.DE ABGERUFEN WERDEN.

AG Strategien gegen Rechtsextremismus

Demokratieförderung gesetzlich verankern

Susann Rüthrich, Sprecherin der AG Strategien gegen Rechtsextremismus;
Svenja Stadler, engagementpolitische Sprecherin:

Am 21. März ist der Internationale Tag gegen Rassismus. Leider ist in
den  vergangenen  zwei  Jahren  ist  eine  Zunahme  rechter  und
rassistischer Gewalttaten in Deutschland zu verzeichnen. Wir müssen
sicherstellen,  dass  alle  Menschen in  diesem Land in  Würde und in
Sicherheit  leben  können.  Ein  wichtiges  Instrument  dazu  ist  das
Demokratiefördergesetz, das die wichtige Arbeit gegen Vorurteile und
Radikalisierung auf feste Beine stellt. 

„Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich für die gesetzliche Verankerung von
Demokratieförderung ein. Seit vielen Jahren klagen Projekte und Initiativen, dass
eine langfristige Planung ihrer Arbeit unter den wechselnden Förderprogrammen
des Bundes kaum möglich ist.

Ein wichtiger Fortschritt zur Stärkung der vielen erfolgreichen Initiativen quer
durch die Bundesrepublik war die Aufstockung des Bundesprogramms
„Demokratie Leben!“ auf 104,5 Millionen Euro. Gerade jetzt gilt es, dieses
wichtige Engagement für ein friedliches Zusammenleben und gegen
Ausgrenzung langfristig zu sichern. Denn rassistische Gewalt und
Demokratieverachtung sind Phänomene, die nicht einfach verschwinden, wie in
den vergangenen zwei Jahren besonders deutlich wurde.

Wir brauchen endlich eine Verstetigung der Demokratieförderung durch ein
eigenes Gesetz, um effektiv bei den Ursachen anti-demokratischer und
menschenverachtender Hetze und Taten anzusetzen.

Die Förderung zivilgesellschaftlicher Organisationen und Strukturen, die sich für
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Demokratie und Partizipation einsetzen, steht dabei an erster Stelle.

Dauerhafte Aufgaben müssen dauerhaft geplant werden können, um mehr als
nur Symptome zu bekämpfen.

Deshalb muss nun endlich die Unionsfraktion ihre Blockadehaltung aufgeben.
Wir brauchen das Demokratiefördergesetz, denn gerade in diesen Zeiten wird
deutlich, dass unsere Demokratie und der soziale Zusammenhalt keine
Selbstverständlichkeit sind.“
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